
ter und Mitarbeiter der Organe der Jugendhilfe. Um 
das Erziehungsrecht der Mutter zu übertragen, genügt 
es im allgemeinen, wenn die Betreuung und Erzie­
hung des Kindes bisher nicht negativ war. Der Vater 
wird meist erst dann als möglicher Erziehungsberech­
tigter in Betracht kommen, wenn die Mutter aus mo­
ralischen oder anderen Gründen für die Erziehung 
ungeeignet ist.
Dabei geht es bei der hier vertretenen Auffassung nicht 
darum, die gegenwärtige Entscheidungspraxis im Er­
gebnis als falsch zu beurteilen. Allgemeine Grundsätze 
dürfen aber das Gericht nicht daran hindern, in jedem 
einzelnen Fall die tatsächlichen Verhältnisse festzu­
stellen und vor jeder Entscheidung unvoreingenommen 
zu prüfen, in welchem Lebenskreis künftig die Erzie­
hung und Entwicklung des Kindes am besten gesichert 
ist.

Einige Kriterien für die Geschwistertrennung

Zu Recht werden Geschwister nur selten getrennt. 
Überall dort, wo die Voraussetzungen für ein gemein­
sames Aufwachsen der Kinder vorliegen, muß sorg­
fältig geprüft werden, ob die Geschwistertrennung die 
Entwicklung der Kinder beeinträchtigen kann oder 
nicht3. Nach unseren Feststellungen wird diese Frage 
vor allem dann zu prüfen sein, wenn
— wegen der großen Kinderzahl ein Ehegatte mit der 

alleinigen Betreuung und Erziehung überlastet wäre,
— die Ehegatten die Trennung der ehelichen Kinder 

beantragen.
Für eine Geschwistertrennung sind in der Rechtspre­
chung — wie wir bei unseren Untersuchungen feststell­
ten — bereits einige Kriterien herausgearbeit worden.
Dazu gehören:
— Beide Elternteile sind auf Grund ihrer erzieherischen 

Fähigkeiten und ihrer künftigen Lebensverhältnisse 
in der Lage, das Erziehungsrecht auszuüben;

— die Geschwister sind getrennt aufgewachsen; es 
bestehen zwischen ihnen kaum Bindungen;

— zwischen den Eltern und' den Kindern bestehen 
unterschiedliche Bindungen; jedes Kind hat zu 
einem Elternteil besonders guten Kontakt;

— ein Elternteil ist besonders dazu befähigt, ein er­
ziehungsschwieriges Kind richtig zu behandeln und 
zu lenken;

— keiner der beiden Elternteile kann wegen der damit 
verbundenen Belastung die Betreuung und Erzie­
hung aller Kinder allein übernehmen;

— die Eltern werden nach der Scheidung dafür sorgen, 
daß der Kontakt zwischen den Kindern nicht ver­
lorengeht, auch wenn diese künftig in getrennten 
Familien aufwachsen.

Liegen neben der notwendigen erzieherischen Befähi­
gung beider Elternteile und den Möglichkeiten, für 
die Kinder sorgen zu können, noch andere dieser Vor­
aussetzungen vor, dann wird eine Geschwistertrennung 
möglich sein, ohne daß die Entwicklung der Kinder be­
einträchtigt wird.

Das Kreisgericht Anklam hat seit Inkrafttreten des 
FGB in drei Ehesachen so entschieden. In zwei Verfah­
ren lebten jeweils sieben eheliche Kinder in der Fami­
lie. Hier entschied sich das Gericht für die Trennung 
der Geschwister, weil ein Elternteil mit der Erziehung 
aller Kinder überlastet gewesen wäre.
Im dritten Verfahren waren aus der Ehe zwei Kinder

5 Vgl. dazu OG, Urteil vom 1. September 1966 — 1 ZzF 12, 66 - 
(NJ 1966 S. 734).

hervorgegangen, und beide Eltern beantragten über­
einstimmend das Erziehungsrecht für je ein Kind. Das 
Referat Jugendhilfe befürwortete die Geschwistertren­
nung. Beide Elternteile waren gleichermaßen für die 
Erziehung der Kinder geeignet. Die Kinder wurden 
zwar überwiegend von der Mutter versorgt und be­
treut, um die Erziehung des jüngeren Sohnes hatte sich 
aber vor allem der Vater bemüht. Die Mutter und auch 
die Erzieherinnen in der Krippe waren mit diesem 
schwierigen Kind nicht fertig geworden, während es 
der Vater verstand, auf die Eigenarten des Jungen ein­
zugehen und ihn richtig zu lenken. Wenn die Ehefrau 
mit ihrem ältesten Sohn zu ihrer Mutter verreiste — 
das geschah öfter im Jahr —, betreute der Vater das 
Kind ohne fremde Hilfe. Es entwickelte sich dadurch 
zwischen dem Kind und dem Vater ein engerer Kon­
takt als zwischen diesem Sohn und der Mutter. Die 
Geschwister waren von den Eltern rechtzeitig auf die 
Trennung vorbereitet worden und sprachen selbst da­
von, daß der eine zum Vater und der andere zur Mut­
ter gehen werde. Beide Elternteile besaßen klare Vor­
stellungen darüber, wie sie die Kinder künftig erzie­
hen wollten.

Einflußnahme des Gerichts auf die Einigung der 
Eitern über die Umgangsbefugnis des Nichterziehungs­
berechtigten

Die Gerichte haben auf die Gestaltung des Umgangs 
zwischen den Kindern und dem nicht erziehungsberech- 
tigten Elternteil nach der Scheidung der Ehe Einfluß 
zu nehmen. Nach § 27 Abs. 1 FGB soll schon im Schei­
dungsverfahren auf eine Einigung zwischen den Eltern 
hingewirkt werden. Damit kann künftigen Differenzen 
zwischen den Ehegatten vorgebeugt und dort, wo doch 
Streitigkeiten auftreten, die Arbeit der Jugendhilfeor­
gane erleichtert werden. Deshalb sollten die Gerichte 
u. E. in den Fällen eine Einigung versuchen, in denen die 
Eltern nach der Belehrung über ihre gesetzlichen Mög­
lichkeiten den Wunsch nach einer solchen Vereinbarung 
äußern oder in denen das Gericht voraussieht, daß 
Schwierigkeiten hinsichtlich des Umgangs auftreten 
können. Das gilt selbstverständlich nicht, wenn ein 
Umgang dem Interesse der Kinder entgegenstehen 
würde. Einigen sich die Ehegatten, so sollte das proto­
kolliert werden — jedoch nicht als Vergleich, da das 
§ 27 FGB nicht zuläßt. Das Kreisgericht Demmin hat 
in einem Ehescheidungsverfahren die Vereinbarung 
der Eltern im Protokoll über die Urteilsverkündung 
folgendermaßen festgehalten:

„Auf Wunsch der Klägerin legen die Parteien über die 
Umgangsbefugnis des Verklagten mit den Kindern fol­
gendes fest:
1. Dem Verklagten wird gestattet, die ehelichen Kinder 
ein- bis zweimal im Monat zu besuchen.
2. Das soll in der Regel an einem Sonntagvormittag von 
9 bis 11 Uhr in der Weise geschehen, daß der Verklagte 
nach vorheriger Anmeldung die Kinder in der Woh­
nung abholt.
3. Bedingung ist, daß er zu dieser Zeit nüchtern ist und 
die Kinder nicht in die Gastwirtschaft mitnimmt.“
Der Verklagte hielt sich häufig in Gaststätten auf und 
trank viel. Der Vereinbarung ist inhaltlich zuzustim­
men, weil sie den Rahmen des Umgangs absteckt und 
auf den Nichterziehungsberechtigten positiv einwirkt. 
In geeigneten anderen Fällen ist auch an eine Rege­
lung für die Feiertage und die Ferien zu denken. Es 
wird allerdings zweckmäßiger sein, eine solche Verein­
barung nicht erst nach der Urteilsverkündung, sondern 
im Zusammenhang mit der Verhandlung über das Er­
ziehungsrecht zu erreichen.
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